
Beschluss 
 

Bezirkslehrerausschuss Spandau 
 am 31.3.2011 

 

Ablehnung des  

 Gesamtkonzept „Inklusive Schule“,  
wie es dem Abgeordnetenhaus von Berlin in der Drucksache  16/3822 am 31.01.2011 vorgelegt wurde 

 
 

Als Bezirkslehrerausschuss des Berliner Bezirks, der die höchste Quote von SchülerInnen mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf in der Integration aufweist
1
, möchten wir anmerken: 

 

Wir begrüßen grundsätzlich das Ziel  die  UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen  in der Berliner Schule umzusetzen. Die gemeinsame Erziehung in Kita und Schule ist eine 

der besten Möglichkeiten, um junge Menschen auf ein tolerantes Miteinander in unserer demokratischen 

Gesellschaft vorzubereiten und den durch Herkommen, Umfeld oder Krankheit Benachteiligten ein 

Höchstmaß an Partizipation zu bieten. 

Damit dies gelingen kann, bedarf es aber einer guten und langfristig gesicherten personelle und materiellen 

Ausstattung und eines grundlegenden Umdenkens weg vom Auslesegedanken.  

Das dem Abgeordnetenhaus am 31.1.2011 vorgelegte Konzept versucht dagegen eine „kostenneutrale“ 

Umsetzung bei gleichzeitigem Festhalten an einem 3-gliedrigen Schulsystem (Gymnasien, Sekundarschulen, 

Förderzentren). Das kann so nicht gelingen. 

 
Im Detail scheint uns unter anderem das Folgende besonders fragwürdig: 

 

– Die Festlegung der Quote der Förderkinder auf 6,5% (Grundschule) bzw. 5,5% 

(Sekundarstufe I) ist  willkürlich und unzureichend. Zurzeit haben über 7 % der SchülerInnen 

einen anerkannten Förderbedarf.  

Vielen von uns ist bekannt, dass in jedem Schuljahr für eine größere Zahl von SchülerInnen 

kein Förderbedarf beantragt wird, obwohl er objektiv besteht, weil die LehrerInnen wegen der 

Deckelung der Mittel für den gemeinsamen Unterricht keinen Sinn in einem 

Förderausschussverfahren sehen. 

Der Anteil und die Form, in  der Gymnasien am Prozess der Inklusion mitwirken, bleibt 

undefiniert. Sollte es in der Praxis wie bisher darauf hinauslaufen, dass die Beschulung von Kindern 

mit Förderbedarf allein den Sekundarschulen überlassen bleibt, so ist zumindest darauf zu achten, 

dass diesen dann nicht für die statistischen 5,5%, sondern die gesamten für die SchülerInnen mit 

Förderbedarf in der Sek. I zur Verfügung stehenden Mittel übertragen werden. 

Die „Einrichtung inklusiver Schwerpunktschulen“ führt den Gedanken der Inklusion   ad 

absurdum. Inklusion kann nur funktionieren, wenn die Idee „eine Schule für alle“ flächendeckend 

umgesetzt wird. Solange Berlin an der Zwei- (bzw. Drei
2
)gliedrigkeit der Sekundarstufe I festhält, 

findet nicht Inklusion sondern Exklusion statt.  

Es steht zu befürchten, dass einige Sekundarschulen zu solchen  „Schwerpunktschulen“ ernannt 

werden, wo dann das Schülerklientel, das bisher an Hauptschule und an Förderzentren für den 

Förderschwerpunkt Lernen mit Klassenfrequenzen zwischen 13,5 und 19 SchülerInnen/Klasse 

betreut wurden, sich in Klassen à 25 (bzw. 26) Schülern wiederfindet. Dies dürfte sowohl für die 

KollegInnen, als auch für die betroffenen SchülerInnen eine erhebliche Verschlechterung ihrer 

Situation darstellen. 

Sollte es sich bei der Idee der „Schwerpunktschulen“ wirklich nur darum handeln, für Kinder mit 

schwerer Mehrfachbehinderung, Autismus, geistiger oder schwerer Körperbehinderung Schulen zu 
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schaffen, die in ihrer sächlichen und personellen Ausstattung diesen Kindern die nötige 

Unterstützung bieten,  können wir diesen Gedanken  nachvollziehen. Dann sollte aber jede 

„Schwerpunkt“-Bildung für die Förderschwerpunkte „Lernen“, „Sprache“ und „Emotionale und 

soziale Entwicklung“ explizit ausgeschlossen werden. 

Z.B. 4 Sonderpädagogische Förderstunden pro Woche und Gruppe in der SAP sind ineffektiv. 

Für ein Gelingen von Inklusion werden benötigt:  

Durchgängige Doppelsteckung ergänzt durch  SchulhelferInnen,  Erzieherinnen, 

SozialarbeiterInnen, SchulpsychologInnen und SonderpädagogInnen, die Teil der Kollegien der 

Schulen sind. 

Wer garantiert uns, dass „Ressourcen für [das] ganze System (Klasse, Schule)“
3
 statt individuell 

zugemessener Ressourcen für die/den einzelne/n Schüler/in mit Förderbedarf nicht im Ende nur das 

Einsparen dieser Ressourcen noch leichter macht? 

Die Individualisierung des Lernens ist ein schönes Ziel. Um dieses Ziel in der Praxis umzusetzen, 

braucht es viel Vorbereitungszeit für die Lehrkräfte. Mit 26 bzw. 28 Wochen-Stunde  

Unterrichtsverpflichtung ist dies Ziel nicht erreichbar. 

Dass  Förderbedarf berlinweit nach vergleichbare Kriterien festgestellt wird, ist sicherlich  

sinnvoll. Wieso das allerdings nur mit Hilfe einer zentralen Institution, die dann auch noch am 

östlichen Stadtrand angesiedelt wird, erreicht werden kann, ist für uns nicht nachvollziehbar. Für 

Spandauer LehrerInnen und Eltern stellt dies eine erhebliche Verschlechterung dar.  

Weshalb „zur Gewährleistung einer hohen Qualität und Akzeptanz des Verfahrens ... für die 

Leitung der zentralen Diagnostik eine Leitungsstelle A 15 und eine stellvertretende Leitungsstelle A 

14 ausgeschrieben“
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 werden müssen, leuchtet auch nicht auf Anhieb ein. Wie gut die Bodenhaftung 

der 45 SonderpädagogInnen ist, die dann 3 Jahre lang nichts anderes mehr tun, als Förderausschüsse 

durchzuführen, ist ebenfalls fraglich. 

 
Insgesamt bleibt das ungute Gefühl, dass hier eine gute reformpädagogische Idee als 
„Sparschwein“ benutzt und dadurch desavouiert wird.  
Nach dem Motto: Die teuren Sonderschulen sparen wir uns und anschließend werden die schon 
jetzt völlig unzureichenden Mittel für den gemeinsamen Unterricht immer weiter eingeschmolzen. 
Wird der Förderbedarf nicht mehr individuell ermittelt, wer will dann etwa noch feststellen, ob man 
zusätzliche Mittel für die Sonderpädagogische Förderung für 8%, 6,5% oder 3% der SchülerInnen 
benötigt? Legt das dann der Finanzsenator nach Kassenlage fest? 
Gute Schulen für alle Kinder sollten Berlin etwas wert sein. Sie sind nicht zum Null-Tarif zu haben. 
 

Fazit: 
 
Die für eine erfolgreiche Inklusion unabdingbare  Individualisierung des 
Lernens ist ein schönes Ziel. 
Dieses Ziel wird im gelobten Finnland umgesetzt bei einem 
Unterrichtsdeputat von 15 Wochenstunden und einer permanenten 
Unterstützung durch Erzieher/innen, pädagogische Unterrichtshilfen und 
Psychologen/innen. 
Da dies angesichts der bekannten Haushaltslage als Utopie angesehen 
werden muss, lehnt der Bezirkslehrerausschuss Spandau die Inklusion 
zurzeit ab. 
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